
Satzung 
über die Erhebung von Gebühren und Kostenerstattungen 

für das Archiv der Stadt Nassau  
(Archivgebührensatzung) 

vom 31.08.2020 
 
 

Der Stadtrat hat aufgrund des § 24 der Gemeindeordnung (GemO), des § 2 Abs. 5 
Landesgebührengesetz (LGebG), sowie der §§ 1, 2, 3 und 7 des 
Kommunalabgabengesetzes (KAG) die folgende Satzung beschlossen, die hiermit 
bekannt gemacht wird: 
 
 

§ 1 
Gebührenpflicht 

 
 

(1) Für die Benutzung des Archivs der Stadt Nassau sowie für die sonstige 
Inanspruchnahme der Archivverwaltung im Rahmen des Landesarchivgesetzes und 
der Satzung der Stadt Nassau über die Benutzung des Stadtarchivs in der jeweils 
geltenden Fassung werden nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen 
Gebühren und Kostenerstattungen (Auslagen) erhoben. 
 
(2) Neben den Gebühren sind, soweit in der Anlage nichts Anderes bestimmt ist, 
die Auslagen gesondert zu erstatten. 
 

§ 2 
Gebührenschuldner 

 
 
Gebührenschuldner ist, 
• wer auf schriftlichen Antrag zur Benutzung des Archivs der 
Stadt Nassau zugelassen wird, 
• wem auf schriftlichen Antrag die Benutzungserlaubnis versagt wird, 
• wem schriftliche oder ausführliche mündliche Auskünfte im Sinne des § 2 Absatz 2 
der Benutzungsordnung für das Archiv der Stadt Nassau erteilt werden, 
• wer von der Archivverwaltung ausführlich beraten wird, 
• wer Bücher oder Schriften aus der Archivbücherei entleiht, 
• wer Archivgut zu Ausstellungszwecken entleiht, 
• wer die Archivverwaltung im Rahmen der Archivsatzung in sonstiger Weise in 
Anspruch genommen oder ein Tätigwerden – gegebenenfalls auch durch Dritte - 
verursacht bzw. veranlasst hat. 
 
 

§ 3 
Gebührenarten 

 
 

(1) Nach dieser Gebührensatzung werden Benutzungs- und Verwaltungsgebühren 
gemäß der Anlage 1 erhoben. 



 
(2) Sind Gebühren nach Zeitaufwand zu bemessen, werden diese nach den Sätzen 
des § 2 der Landesverordnung über die Gebühren im Bereich der 
Landesarchivverwaltung vom 09.05.2003 – in der jeweils geltenden Fassung – 
erhoben. 
 
 

§ 4 
Entstehung der Gebührenschuld und Fälligkeit 

 
 

(1) Die Gebührenschuld entsteht, wenn ein Antrag erforderlich ist, mit der 
Antragstellung. Sie entsteht im Übrigen mit dem Tätigwerden der Archivverwaltung. 
Eine Negativrecherche entbindet nicht von der Zahlungspflicht. 
 
(2) Die Gebühren werden mit der Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 
 
(3) Die Archivverwaltung kann eine Vorauszahlung in Höhe von bis zu 100 v.H. 
der zu erwartenden Gebühren und/oder Auslagen verlangen. In diesen Fällen kann 
erst nach Barzahlung oder Gutschrift des Geldbetrages auf einem Konto der 
Verbandsgemeindekasse Bad Ems – Nassau eine Benutzung, Inanspruchnahme oder 
ein Tätigwerden des Archivs erfolgen. 
 
 

§ 5 
Gebührenmaßstab 

 
 
Die Gebühren werden nach dem mit der Benutzung oder Inanspruchnahme 
verursachten Kosten- und Verwaltungsaufwand bemessen. 
 
 

§ 6 
Auslagen 

 
 

Auslagen sind vom Benutzer bzw. Gebührenschuldner gesondert zu erstatten. 
Auslagen sind insbesondere 
• die Kosten für die Beförderung, den Transport oder den Versand sowie die 
Kosten für notwendige Wertversicherungen 
• an Dritte verauslagte Beträge für die Herstellung von Reproduktionen 
• an Dritte verauslagte Beträge für sonstige im Zusammenhang mit dem 
Tätigwerden des Archivs stehende Dienste und Leistungen. 
 

§ 7 
Gebührenbefreiung und Ermäßigung 

 
(1) Gebührenfrei ist die Benutzung und Inanspruchnahme des Archivs in Amts und 
Rechtshilfesachen sowie für Zwecke der wissenschaftlichen oder 
heimatgeschichtlichen Forschung. 
 



(2) Mündliche Auskünfte in geringem Umfang sind ebenfalls gebührenfrei. 
 
(3) Die Gebühr kann von der Archivverwaltung ermäßigt oder es kann von ihrer 
Erhebung auch ganz abgesehen werden, wenn die Benutzung oder Inanspruchnahme 
des Archivs im öffentlichen Interesse liegt, dem Gemeinwohl dient oder die Benutzung 
oder Inanspruchnahme sich in geringem Umfang hält und kein unzumutbarer 
Arbeitsaufwand entsteht. 
 
(4) Die Gebührenfreiheit entbindet nicht von der Erstattungspflicht für Auslagen 
gemäß § 6. 
 

§ 8 
Inkrafttreten 

 
Die Archivgebührensatzung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft. 
 
Nassau, 31.08.2020 
Stadt Nassau 
 
 
 
Manuel Liguori 
Stadtbürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
Hinweis: 
 
Gemäß § 24 Abs. 6 Gemeindeordnung (GemO) wird darauf hingewiesen, dass 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GemO 
oder aufgrund der GemO erlassener Verfahrens- oder Formvorschriften zustande 
gekommen sind, ein Jahr nach der Bekanntgabe als von Anfang an gültig zustande 
gekommen gelten. Dies gilt nicht, wenn 
 
1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die 
Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, 
oder 
 
2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss 
beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften 
gegenüber der Stadtverwaltung unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die 
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat. 
 
Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach 
Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
 
 
Bad Ems, 31.08.2020 
Verbandsgemeindeverwaltung Bad Ems – Nassau  
 
 
 
Uwe Bruchhäuser  
Bürgermeister 


